
Im Index der EU-Kommission für 
digitale Wirtschaft und Gesell-

schaft 2019 belegt die Bundesre-
publik Deutschland Rang zwölf 
(2018: Rang 13, 2017: Rang elf) 
und ist damit weiterhin Mittelmaß 
unter den 28 EU-Mitgliedsstaa-
ten. Dieser Index setzt sich aus 
den fünf Themenfeldern Konnek-
tivität, Humankapital, Internet-
nutzung, Integration der Digital-
technik und Digitale öffentliche 
Dienste zusammen. Während 
Deutschland bei den Themen 
“Humankapital” (Rang zehn) und 
“Internetnutzung” (Rang neun) 
über dem EU-Durchschnitt liegt, 
sind im Bereich “Integration der 
Digitaltechnik” keine Fortschrit-
te sichtbar. Dramatisch sei die 
Situation in den Bereichen “Kon-
nektivität” und “Digitale öffent-
liche Dienste”, wie es von den 
Studienautoren Werner Achtert 
und Jürgen Fritsche aus der Ge-
schäftsleitung Public Sector von 
msg heißt.
Deutschland habe zwar bei 

den meisten Konnektivitätsin-
dikatoren Fortschritte gemacht, 
allerdings nicht in derselben Ge-
schwindigkeit wie andere Länder. 
Weiterhin blieben hierzulande die 
Herausforderungen einer flächen-
deckenden Festnetzbreitbandab-
deckung sowie des geringen An-
teils an Glasfaseranschlüssen 
bestehen. Im Bereich der “Digi-
talen Öffentlichen Dienste” ist 
Deutschland im Vergleich zum 
Jahr 2018 um vier Plätze abge-
rutscht und liegt mit Rang 24 
weit unter dem EU-Durchschnitt. 
Während dort rund 64 Prozent der 
Internetnutzer auch E-Govern-
ment-Dienste nutzen, tun dies in 
Deutschland lediglich 43 Prozent. 
Somit besteht in Deutschland die 
größte digitale Herausforderung 
darin, die Online-Interaktion zwi-
schen Behörden und der Bevöl-
kerung zu verbessern. 
“Die Vorstellung der DLZ-Studie 

ist für mich immer ein Ritt auf der 
Rasierklinge”, pointiert MdB Dr. 
Reinhard Brandl (CSU). Die IT-
Landschaft, wie sie sich heute in 
Deutschland darstellt, sei seines 
Erachtens nach nicht zukunftsfä-
hig. Für einheitliche Standards im 

gesamten Bundesgebiet brauche 
es die IT-Konsolidierung unbe-
dingt, so Brandl. Die Bereitschaft 
zur Veränderung sei oft nicht 
stark ausgeprägt, da solch ein 
Großprojekt auch immer mit ge-
wissen Risiken – auch technischer 
Art – verbunden sei. Die Fehler 
liegen laut Brandl schon in den 
Anfängen des Projektes. So habe 
sich der integrative Ansatz, dass 
anfänglich verschiedene Ressorts 
beteiligt gewesen seien, seiner 
Meinung nach nicht bewährt. 
Außerdem sei die Kostenrechnung 
viel zu tief veranschlagt worden. 
“Ich hoffe, in zwei Jahren hat die 

Studie den Titel “IT-Konsolidie-
rung: Eine Erfolgsgeschichte””, 
so Brandl.

Investitions- und Perso-
nalknappheit

Wichtigstes Fazit der DLZ-Stu-
die, für die zum dritten Mal in 
Folge Behörden sowie Vertreter 
der IT-Dienstleistungszentren (IT-
DLZ) befragt wurden, ist, dass die 
Komplexität der IT-Konsolidierung 
in der öffentlichen Verwaltung 
von den Beteiligten unterschätzt 
wurde. Vor allem unzureichende 
Investitionen in die IT-Systeme 
seien die Ursache für einen mas-
siven Investitionsstau. Zudem 
bleibe die Personalgewinnung für 
die IT-DLZ, aber auch die Fach-
behörden schwierig. Vor allem in 
den Ballungsräumen werde es 
zunehmend schwieriger, geeig-

netes IT-Personal zu finden. Er-
neuerungen in beiden Bereichen 
würden in vielen Fällen länger 
als geplant dauern und mehr fi-
nanzielle Mittel als vorgesehen 
erfordern. Dennoch zeigten die 

Veränderungen gegenüber 2017, 
dass der eingeschlagene Profes-
sionalisierungsweg der IT-DLZ 
richtig sei. Die Herausforderung, 
zeitgleich die Dienste- und die Be-
triebskonsolidierung durchzufüh-
ren, müsse zu einem neuen Modell 
nach dem Motto “infrastructure is 
Service” führen, hebt Vitt hervor.
Auch Achtert ist sich sicher: 

“Usability, das ist die Heraus-
forderung für die nächsten Jah-
re.” Nichtsdestotrotz sei es aber 
schwierig, die verschiedenen 
Konsolidierungs- und Digitali-
sierungsvorhaben der öffentlichen 
Verwaltung übereinzubringen. 
Es herrsche ein “Spannungsfeld 
zwischen der Standardisierung 
und den vielfältigen Anforderun-
gen der Kunden”, betont Ach-
tert. Die Erfolgsfaktoren für die 
Zukunft der IT-DLZ sieht sein 
Kollege Fritsche insbesondere 
in der Konsolidierung der Ent-
scheidungsstrukturen und einer 
konsequenten Standardisierung, 
um die Komplexität an unter-
schiedlichen Technologien und 
Systemen zu reduzieren. Die ein-

zige Möglichkeit, die Abhängigkeit 
von externen Beratern zu senken, 
sei zudem die Ausstattung der IT-
DLZ mit entsprechend dotierten 
Stellen, um Schlüsselfunktionen 
mit eigenem, gut qualifiziertem 
Personal zu besetzen. Dies füh-
re gleichzeitig auch zu realisti-
scheren Planungen von Zeit und 
Kosten. Auch realistischere Wirt-
schaftlichkeitsprüfungen seien 
ein Erfolgsgarant, so Fritsche.

Aufgabe groß genug für zwei 
Anbieter

Dr. Stephan Frohnhoff, Mitglied 
des msg-Vorstands, betont der-
weil die Sensibilität der verschie-
denen Daten. Der Staat trage 
eine Verpflichtung zum siche-
ren Umgang mit diesen, aber: 

“In digitalen Geschäftsmodellen 
ist die Souveränität schwieriger 
zu erreichen.” Deshalb brauche 
es starke, souveräne staatliche 
IT-Dienstleister. Die erfolgreiche 
Umsetzung der Digitalisierung 
benötige ausreichend Zeit, Geld 
und Personal, so Frohnhoff. 
“Eigentlich wissen wir alle, was 

getan werden muss, um erfolg-
reich zu konsolidieren, aber wir 
tun es nicht”, moniert Martin Ka-
loudis, CEO und Vorsitzender 
der Geschäftsführung der BWI 
GmbH, mit Blick auf die Gesamt-
Konsolidierung. Anders sei es aber 
bei der BWI selbst, gemeinsam 
mit der Bundeswehr habe man 
“schon zehn Jahre erfolgreich 
konsolidiert”. Die Erfolgsfaktoren 
seien hierbei ein klarer Wille zur 
Standardisierung, klare Organi-
sationsstrukturen, klare Qua-
litätskennzahlen und vor allem 
langfristige und durchfinanzierte 
Verträge, so Kaloudis. 
Dr. Alfred Kranstedt, Direktor 

des Informationstechnikzen trums 
Bund (ITZBund), betont in Anspie-
lung auf die Konkurrenzsituation 
zwischen den beiden Dienstleis-
tern, dass die Aufgabe “groß genug 
ist, für zwei Anbieter”. Man werde 
in den kommenden Wochen die 
laufenden Projekte hinsichtlich 
ihres derzeitigen Standes, aber 
auch der Bedürfnisse der Kun-
den analysieren. “Wir werden 
unsere Kapazitäten hochfahren, 
das geht aber nicht von heute 
auf morgen”, betont Kranstedt. 
Am derzeitigen jährlichen Per-
sonalaufwuchs von 200 bis 300 
Mitarbeitern wolle man weiterhin 
festhalten und auch der Zeitplan 
für die Umsetzung der künftigen 
Rechtsform stehe. Im Gegensatz 
zur BWI soll das ITZBund ab 
dem 1. Juli 2020 als Anstalt 
des öffentlichen Rechts (AöR) 
eingerichtet werden. 

Baden-Württembergs CIO/
CDO, Stefan Krebs, zeig-

te sich froh, mit ITEOS einen 
einheitlichen kommunalen IT-
Dienstleister im Lande zu haben. 
Mit Blick auf die Digitalisierung 
der Landes- und Kommunal-
verwaltungen in Baden-Würt-
temberg unterstrich Krebs die 
Bedeutung der Gründung der 
Digitalakademie des Landes: “Die 
Digitalisierung wird uns alle ein-
holen. Wir fördern deshalb die 
Ausbildung von “Digitallotsen” in 
allen Ebenen der Verwaltungen. 
Die Digitalakademie ist uns in 
den Jahren 2018/19 mehr als 
neun  Millionen Euro wert ge-
wesen. Zusätzlich vergeben wir 
Prozessentwicklungsaufträge an 
das Zentrum für E-Government 
bei ITEOS.” 

Wegbereiter und Wegbeglei-
ter sein

Der ITEOS-Vorstandsvorsit-
zende, William Schmitt, beton-
te, dass sich die ITEOS in ihrer 
Rolle als IT-Dienstleisterin für 
die baden-württembergischen 
Kommunen für die digitale Sou-
veränität einsetzen werde. “Es 
geht uns dabei nicht nur um 
die Beratung, sondern um eine 
weiterentwickelte Zukunftsvision 
– wir wollen Wegbereiter, Wegbe-
gleiter sein und durch geeignete 
Dienstleistungen und Produkte 
die Entwicklung fördern, nicht 
zuletzt im Bereich IT-Sicherheit”, 
erklärte der ITEOS-Chef. Viele 
der notwendigen “Werkzeuge und 
Bauanleitungen” seien bereits 
vorhanden, so Schmitt weiter. 
Jetzt gehe es verstärkt darum, 
dass die Dinge in den Kommunen 
mit Leben gefüllt und die kom-
munale Selbstverwaltung damit 
gestärkt würden. ITEOS hat sich 

klare Ziele gesetzt: “Wir werden 
die Digitalisierung an uns selbst 
erproben, Best Practices, neue 
Produkte und Dienstleistungen 
bereitstellen und neue Technolo-
gien ausprobieren – nicht alleine, 
sondern mit Partnern”, kündigte 
Schmitt an. 

Aktuelles von der OZG-Um-
setzung

Dr. Jens Dietrich, Ansprechpart-
ner für das Digitalisierungspro-
gramm im Bundesinnenminis-
terium, dankte den Teilnehmern 
für ihre Arbeit im Digitalisie-
rungsprogramm und unterstrich 
die Notwendigkeit, den kommu-
nalen Sachverstand in die Pro-
zesse einzubringen. Vertreter aus 
Baden-Württemberg engagieren 
sich derzeit in den Arbeitsgrup-
pen des IT-Planungsrats genauso 
wie in mehreren Digital-Laboren, 
insbesondere in den Bereichen 
“Mobilität & Reisen”, “Bauen und 
Wohnen”, “Steuern & Zoll” sowie 
“Umwelt”. 
Dietrich erläuterte die novellier-

ten Organisations- und Kom-
munikationsstrukturen zur 
Umsetzung des OZG. Neben 
der regelmäßigen Abteilungslei-
terrunde, welche die Sitzungen 
des IT-Planungsrates vorberei-
te, treffen sich nun alle vier bis 
sechs Wochen die Federführer 

der 14 OZG-Themenfelder zum 
“Jour fixe”. Zudem sind 16 “OZG-
Koordinatoren” dafür zustän-
dig, wie die Ergebnisse aus den 
Themenfeldern jeweils in ihrem 
Bundesland umgesetzt werden 
sollen. Federführer und OZG-
Koordinatoren kämen darüber 
hinaus nun zweimal im Jahr 
zu einem Erfahrungsaustausch 
zusammen.

Bürger in die Weiterentwick-
lung einbinden

Dr. Björn Weiße, Leiter des Ord-
nungs- und Bürgeramtes der 
Stadt Karlsruhe, wies als kom-
munaler Praktiker in die Zukunft. 
“Wir haben ein digitales Bürger-
büro im Rathaus eingerichtet, in 
dem auf Terminals die bereits 
bestehenden Dienstleistungen 
angeboten werden. Unsere Idee 
ist, Bürgern die Möglichkeit zu 
bieten, sich in diesem Bürger-
büro an der Weiterentwicklung 
der Prozesse zu beteiligen.” Hier-
zu gibt es in Karlsruhe einen 
Raum mit der notwendigen Inf-
rastruktur samt Scanner, Dru-
cker, eID-Lesegerät, aber auch 
Feedback-Terminals innerhalb 
des städtischen Netzes. “Diejeni-
gen, die einen hohen Anspruch 
an Datenschutz haben, können 
sich in dieser Umgebung sicher 
sein”, so Weiße. Auch wenn 

Dienstleistungen zunehmend 
digital würden, blieben aber 
auch in Zukunft Fälle mit Be-
ratungs- und Aufklärungsbedarf. 
“Wir brauchen auch künftig noch 
einen persönlichen Bürgerser-
vice, der wohl anders aussehen 
wird”, erklärte er. Freiwerdende 
Ressourcen könnten stärker für 

Menschen mit besonderem Un-
terstützungsbedarf eingesetzt 
und Strukturen und Hierarchien 
hinterfragt werden. Die Arbeit in 
den Behörden werde vernetzter, 
interdisziplinärer und agiler. Dies 
erfordere ein komplettes Neuden-
ken der Verwaltungsservices und 
letztlich gehe mit dieser Entwick-

lung auch ein Kulturwandel für 
die Bediensteten einher.
“Wir sollten die Zeit dringend 

nutzen”, sagte Vitako-Geschäfts-
führer Dr. Ralf Resch mit Blick auf 
die aktuelle Debatte zur digitalen 
Souveränität. In den kommenden 
drei bis vier Jahren gebe es die 
Möglichkeit, die bestehenden, 
in vielen Behörden eingesetzten 
Produkte weiterhin ohne Cloud-
Anbindung zu nutzen. 

Mit einer Stimme sprechen

In der Zwischenzeit und danach 
müsse die öffentliche Hand ver-
suchen, stärker mit einer Stimme 
zu sprechen. Es gelte, so Resch, 
gegenüber den großen Software-
Herstellern und einzelnen Mono-
polisten wirkungsvoller aufzutre-
ten und dafür zu sorgen, dass der 
hierzulande gültige Datenschutz 
eingehalten werde. Gerade im 
Umgang mit personenbezogenen 
Bürgerdaten müsse die öffentli-
che Hand sagen können, wo diese 
gespeichert sind, sonst habe man 
ein Problem. 

Alternativen schaffen

Es gehe aber auch darum, Lö-
sungen zu erzeugen, die es Be-
hörden erleichterten, auf Alter-
nativen umzuschwenken. Jüngst 
habe sich dazu eine neue Arbeits-
gruppe im IT-Planungsrat ge-
gründet. Einige Vitako-Mitglieder 
arbeiteten zudem an alternativen 
Produkten, die im Office-Bereich 
eingesetzt werden könnten. Der 
Vitako-Geschäftsführer unter-
strich, dass es bei diesen Akti-
vitäten weder um Autarkie noch 
um rein deutsche Lösungen gehe. 
Vielmehr sei bei den Überlegun-
gen zur digitalen Souveränität 
immer zumindest im europäi-
schen Kontext zu denken.
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“Infrastructure is Service”
DLZ-Studie 2019 vorgestellt

(BS/Katarina Heidrich) Die IT-Konsolidierung in der öffentlichen Verwaltung läuft trotz Höhen und Tiefen gut, ist sich der Beauftragte der Bundes-
regierung für Informationstechnik, Staatssekretär Klaus Vitt, sicher. Während die negativen Erfahrungen mit der forcierten Standardisierung der 
IT-Systeme vor zwei Jahren noch bei knapp 45 Prozent gelegen hätten, hätten sie sich seitdem fast halbiert, wie Vitt im Rahmen eines Politischen 
Abends des Behörden Spiegel betonte, bei dem die Studienergebnisse der DLZ-Studie 2019 von msg vorgestellt wurden.  

Mit Leben füllen
Vitako-Regionalkonferenz im Zeichen von OZG und digitaler Souveränität

(BS/gg) Auf Einladung des baden-württembergischen kommunalen IT-Dienstleisters ITEOS und der Bundesarbeitsgemeinschaft der Kommunalen 
IT-Dienstleister Vitako kamen Ende November in Stuttgart rund 200 Vertreter der Kommunen, kommunalen Landes- und Spitzenverbände sowie des 
Landes- und Bundesinnenministeriums zur Regionalkonferenz in Stuttgart zusammen. Im Mittelpunkt der Veranstaltung standen die Zielsetzungen 
für die Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes (OZG) bis Ende 2022, inklusive der bereits laufenden und geplanten Digitalisierungsprojekte. Eines 
der zentralen Themen war auch die digitale Souveränität.

Staatsekretär Klaus Vitt, Beauftragter 
der Bundesregierung für Informati-
onstechnik, betonte beim politischen 
Abend des Behörden Spiegel die 
Herausforderung einer zeitgleichen 
Umsetzung der Dienste- und der Be-
triebskonsolidierung.
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William Schmitt ist Vorstandsvorsitzender der ITEOS und Vitako-Vorstand.
 Foto: BS/ Wöhrle, ITEOS

Dr. Stephan Frohnhoff, Mitglied des 
msg-Vorstands, betont die digitale 
Souveränität der staatlichen IT-Dienst-
leister.

Die Vertreter der IT-Dienstleister des Bundes sprechen über Erfolgsfaktoren der 
Konsolidierung: Martin Kaloudis (BWI GmbH), Dr. Alfred Kranstedt (ITZBund).

Der vollständige Studienband 2019 “IT-Konsolidierung in der öf-
fentlichen Verwaltung” von msg kann hier eingesehen werden:          
www.msg.group/public-sector/studie.

 Die DLZ-Studie




